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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 20. März 1995 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 
über den Zusammenschluß der deutschen Bundesstraße B 97 
und der polnischen Landesstraße 274 
sowie über den Bau einer Grenzbrücke im Raum Guben und Gubinek 

A. Zielsetzung 

Bau einer Grenzbrücke über die Neiße im Raum Guben und Gubinek 
für den Zusammenschluß der deutschen Bundesstraße B 97 in Rich-
tung Osten mit der polnischen Landesstraße 274 in . Richtung Westen. 

B. Lösung 

Das am 20. März 1995 unterzeichnete Abkommen trifft die erforder-
lichen Regelungen. Mit dem vorgelegten Vertragsgesetz sollen die 
verfassungsrechtlichen Voraussetzungen nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes für die Ratifikation des Abkommens geschaffen 
werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine wesentlichen Auswirkungen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (323) — 900 01 — De 13/95 (NA 4) Bonn, den 19. Oktober 1995 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwu rf 
 eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 20. März 1995 zwischen der Bundes-

republik Deutschland und der Republik Polen über den Zusammenschluß der 
deutschen Bundesstraße B 97 und der polnischen Landesstraße 274 sowie 
über den Bau einer Grenzbrücke im Raum Guben und Gubinek mit Begrün-
dung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 689. Sitzung am 13. Oktober 1995 gemäß Arti-
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 
zu dem Abkommen vom 20. März 1995 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 

über den Zusammenschluß 
der deutschen Bundesstraße B 97 

und der polnischen Landesstraße 274 
sowie über den Bau einer Grenzbrücke 

im Raum Guben und Gubinek 

Vom 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Warschau am 20. März 1995 unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über den Zusammenschluß 
der deutschen Bundesstraße B 97 und der polnischen Landesstraße 274 sowie 
über den Bau einer Grenzbrücke im Raum Guben und Gubinek und dem dazu-
gehörigen Protokoll vom selben Tage wird zugestimmt. Das Abkommen und das 
Protokoll werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Auf die in Artikel 9 Abs. 1 des Abkommens bezeichneten Umsätze findet 
polnisches Waren- und Dienstleistungssteuerrecht Anwendung. Für diese Um-
sätze wird keine deutsche Umsatzsteuer erhoben. 

(2) Für die in Artikel 9 Abs. 2 Satz 1 des Abkommens genannten Waren werden 
außer Zöllen keine Einfuhrabgaben erhoben. Dies gilt nicht bei der Einfuhr für die 
öffentlichen Bauverwaltungen. 

(3) Die in Artikel 9 des Abkommens vorgesehenen steuerlichen Bestimmungen 
sind mit Wirkung vom 21. März 1995 anzuwenden. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kra ft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 15 Abs. 2 sowie das 
Protokoll in Kraft  treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 
Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, weil das Abkom-
men Steuern berührt, deren Aufkommen den Ländern oder 
Gemeinden ganz oder zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 
Absatz 1 sieht die ausschließliche Anwendung des polni-
schen Waren- und Dienstleistungssteuerrechts im gesam-
ten Baustellenbereich auf dem Hoheitsgebiet der Bundes-
republik Deutschland und der Republik Polen vor. Damit 
wird dem Umstand Rechnung getragen, daß die Republik 
Polen nach Artikel 2 des Abkommens die Planung und 
Bauausführung übernimmt. Gleichzeitig wird durch die 
Anwendung eines einheitlichen Steuerrechts die Bau-
ausführung erleichtert. 

Absatz 2 sieht vor, daß insbesondere auf die Erhebung 
von Einfuhrumsatzsteuer verzichtet wird. Damit sollen 
praktische Schwierigkeiten für Unternehmer und Verwal-
tung vermieden werden. Es handelt sich lediglich um eine 
steuertechnische Vereinfachung im Rahmen einer örtlich 
beschränkten Einzelmaßnahme, nicht um eine materielle 
Vergünstigung. Würde die Einfuhrumsatzsteuer erhoben, 
könnte sie von den bauausführenden Unternehmern in 
voller Höhe als Vorsteuer abgezogen werden. Einfuhren 
für die öffentlichen Bauverwaltungen (Endverbrauch) wer-
den von der Regelung nicht erfaßt. 

Absatz 3 sieht vor, daß die steuerlichen Bestimmungen 
nach Artikel 9 des Abkommens mit Wirkung vom 21. März 
1995 anzuwenden sind. Um eine baldige Verbesserung 
der Verkehrsbeziehungen und eine frühestmögliche Inbe-
triebnahme der Grenzbrücke zu ermöglichen, haben sich 
die Vertragsstaaten in Nummer 1 des Protokolls zu dem 
Abkommen darauf verständigt, mit den Bauarbeiten be-
reits nach Unterzeichnung des Abkommens und damit 
noch vor seinem Inkrafttreten zu beginnen. Um auch die 
Anwendung der steuerlichen Bestimmungen des Abkom-
mens bereits ab Baubeginn sicherzustellen, ist die inner-
staatliche Anwendung dieser Bestimmungen mit Wirkung 
vom 21. März 1995 vorgesehen. Grundsätze der Rechts-
sicherheit und des Vertrauensschutzes stehen dieser rück-
wirkenden Anwendung nicht entgegen. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes. 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen 
nach seinem Artikel 15 Abs. 2 sowie das Protokoll in Kraft 

 treten, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Der auf die Bundesrepublik Deutschland entfallende Kosten-
anteil für die Ausführung des Straßenbauwerks (Straßen-
brücke im Zuge einer Bundesfernstraße) wird nach Ko-
stenstand 1995 auf ca. 12,8 Millionen DM geschätzt; er 
wird vom Bund als Baulastträger aus den Mitteln des 
Straßenbauplans getragen. Soweit die Verwaltungskosten 
nicht von der Republik Polen getragen werden, trägt sie 
das Land Brandenburg im Rahmen der Auftragsverwal-
tung (Artikel 90 Abs. 2 des Grundgesetzes). 
Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepublik 
Deutschland zur Vereinfachung der Besteuerung der mit 
dem Bau der Grenzbrücke zusammenhängenden Umsät-
ze in gewissem Umfang auf die Erhebung von Umsatz-
steuer (= Verzicht auf Umsatzsteuermehreinnahmen). Die-
sen Mindereinnahmen stehen jedoch Mehreinnahmen aus 
vergleichbaren Abkommen mit der Republik Polen ge-
genüber, in denen das Umsatzbesteuerungsrecht der Bun-
desrepublik Deutschland zugewiesen wurde (Abkommen 
vom 29. Juli 1992 über den Autobahnzusammenschluß 
und den Bau von Grenzabfertigungsanlagen für den neuen 
Grenzübergang im Raum Görlitz und Zgo rzelec; Abkom-
men vom 23. April 1993 über den Autobahnzusammen-
schluß im Raum Frankfurt/Oder und Schwetig). Die Höhe 
der Mehr- oder Mindereinnahmen läßt sich nicht schätzen; 
es ist jedoch zu erwarten, daß sich diese Mehr- und 
Mindereinnahmen weitgehend ausgleichen. 
Im Wirtschaftsbereich sind in Einzelfällen auf regionaler 
Ebene geringfügige Preisanhebungen nicht völlig auszu-
schließen; sie lassen sich im voraus jedoch nicht quantifi-
zieren. Bei der für Straßenbauwerke hier relativ geringen 
Auftragssumme von ca. 16 Millionen DM (geschätzt nach 
Kostenstand 1995) und angesichts des Gesamtvolumens 
im Marktsegment Baustoffe und Bauleistungen sind über-
regionale gesamtwirtschaftliche Auswirkungen auf Einzel-
preise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver-
braucherpreisniveau, durch die Nachfrage nach den hier 
vornehmlich benötigten Gütern Beton, Betonstahl sowie 
Spannstahl nicht zu erwarten. 
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Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Polen 
über den Zusammenschluß 

der deutschen Bundesstraße B 97 
und der polnischen Landesstraße 274 
sowie über den Bau einer Grenzbrücke 

im Raum Guben und Gubinek 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Republik Polen — 

von dem Wunsch geleitet, den Straßenverkehr zwischen den 
beiden Staaten und den Durchgangsverkehr durch ihre Hoheits-
gebiete in Obereinstimmung mit dem Vertrag vom 17. Juni 1991 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Polen über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammen-
arbeit zu erleichtern — 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Gegenstand des Abkommens 

(1) Die deutsche Bundesstraße B 97 in Richtung Osten und die 
polnische Landesstraße 274 in Richtung Westen sollen im Raum 
Guben und Gubinek zusammengeschlossen werden. 

(2) Zu diesem Zweck werden folgende Bauvorhaben durchge-
führt: 

a) im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland der Bau der 
Ortsumgehung Guben im Zuge der deutschen Bundesstraße 
B 97 (Ortsumgehung Guben), 

b) im Hoheitsgebiet der Republik Polen der Bau der Ortsum-
gehung Guben (Gubin) im Zuge der polnischen Landesstraße 
274 (Ortsumgehung Guben (Gubin) sowie der Ausbau der 
bestehenden Zufahrtsstraße), 

c) im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland und im 
Hoheitsgebiet der Republik Polen der Bau der Brücke über die 
Neiße (Grenzbrücke). 

(3) Die Vertragsstaaten streben an, die in Absatz 2 genannten 
Bauvorhaben im Jahr 1998 fertigzustellen. 

Artikel 2 

Planung und Bauausführung 

(1) Die Republik Polen übernimmt die 

a) Vermessung, 

b) Planung und Entwurf, 

c) Ausschreibung, 
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d) Auftragsvergabe, 

e) Prüfung der Ausführungsunterlagen, 

f) Bauüberwachung und 

g) Prüfung der Abrechnung der vertraglichen Leistungen 

für die Grenzbrücke jeweils nach Herstellung des Einvernehmens 
mit der Bundesrepublik Deutschland. 

(2) Für den Bau der Grenzbrücke werden die beauftragten 
Unternehmer im Bauvertrag verpflichtet, getrennte Rechnungen 
zu erstellen für 

— die Widerlager und Pfeiler auf dem Hoheitsgebiet jedes Ver-
tragsstaats und 

— die Brückenüberbauten einschließlich derjenigen Leistungen, 
die nur für das gesamte Bauwerk erbracht werden können, 
nach dem Verhältnis der Längenanteile der Grenzbrücke, ge-
messen in Brückenachse zwischen den Auflagerachsen und 
der Grenze zwischen den Hoheitsgebieten der Vertrags-
staaten. 

(3) Die Grenzbrücke wird nach den in der Republik Polen 
geltenden Normen und Vorschriften des Bauwesens geplant, 
ausgeführt und abgenommen. Die Tragfähigkeit der Grenzbrücke 
nach der deutschen Norm DIN 1072 wird durch Vergleichsrech-
nung geprüft. Das Bundesministerium für Verkehr stellt der polni-
schen Seite den Text dieser Norm zur Verfügung. Für einzelne 
Bauteile können die Vertragsstaaten die Anwendung deutscher 
Normen und Vorschriften vereinbaren. 

(4) Die Bundesrepublik Deutschland übernimmt die in Absatz 1 
genannten Tätigkeiten für die Ortsumgehung Guben; die Republik 
Polen übernimmt die in Absatz 1 genannten Tätigkeiten für die 
Ortsumgehung Guben (Gubin). 

Artikel 3 

Grunderwerb 

Jeder Vertragsstaat sorgt dafür, daß auf seinem Hoheitsgebiet 
die für den Bau der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Anlagen 
dauernd oder zeitweilig erforderlichen Grundstücke rechtzeitig zur 
Verfügung stehen. 

Artikel 4 

Abnahme 

(1) Die Abnahme der Bauleistungen für die Grenzbrücke wird 
von den zuständigen Verwaltungen der beiden Vertragsstaaten 
nach dem bei öffentlichen Bauaufträgen angewendeten polni-
schen Recht in Anwesenheit der beauftragten Unternehmer vor-
genommen. 

(2) Die Abnahme der Bauleistungen für die Ortsumgehung 
Guben wird von der zuständigen Verwaltung der Bundesrepublik 
Deutschland nach dem bei öffentlichen Bauaufträgen angewen-
deten deutschen Recht in Anwesenheit der beauftragten Unter-
nehmer vorgenommen; die Abnahme der Bauleistungen für die 
Ortsumgehung Guben (Gubin) einschließlich der bestehenden 
Zufahrtsstraße wird von der zuständigen Verwaltung der Republik 
Polen nach dem bei öffentlichen Bauaufträgen angewendeten 
polnischen Recht in Anwesenheit der beauftragten Unternehmer 
vorgenommen. 

Artikel 5 

Erhaltung 

(1) Die Erhaltung (Unterhaltung, Instandsetzung und Erneue-
rung) der Grenzbrücke sowie die Reinigung und der Winterdienst 
auf der Grenzbrücke wird von den Vertragsstaaten gesondert 
geregelt. 

(2) Die Erhaltung (Unterhaltung, Instandsetzung und Erneue-
rung) der Ortsumgehung Guben sowie die Reinigung und den 
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Winterdienst übernimmt die Bundesrepublik Deutschland; die Er-
haltung (Unterhaltung, Instandsetzung und Erneuerung) der Orts-
umgehung Guben (Gubin) sowie die Reinigung und den Winter-
dienst übernimmt die Republik Polen. 

Artikel 6 

Kosten 

(1) Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten für den Grunderwerb, 
den Bau der Grenzbrücke sowie die Kosten für die in Artikel 2 
Absatz 1 genannten Tätigkeiten, soweit die Grenzbrücke auf 
seinem Hoheitsgebiet liegt. Bei der Aufteilung der Kosten ist die 
polnische Waren- und Dienstleistungssteuer nicht zu berücksich-
tigen. Diese Steuer wird allein von der Republik Polen getragen. 
Die Kosten für die in Artikel 2 Absatz 1 genannten Tätigkeiten 
werden mit 10 vom Hundert der Baukosten ohne die polnische 
Waren- und Dienstleistungssteuer berücksichtigt. 

(2) Die vorhandenen Unterlagen für die erforderlichen Planun

-

gen und für den Entwu rf  der Grenzbrücke werden gegenseitig 
kostenlos zur Verfügung gestellt, insbesondere Vermessungsun-
terlagen und Baugrunduntersuchungen. 

(3) Die Bundesrepublik Deutschland trägt die Kosten für den 
Grunderwerb und den Bau der Ortsumgehung Guben; die Repu-
blik Polen trägt die Kosten für den Grunderwerb und den Bau der 
Ortsumgehung Guben (Gubin). 

Artikel 7 

Zahlungen 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland erstattet der Republik 
Polen den von ihr für die Grenzbrücke zu tragenden Anteil der 
Abschlagszahlungen, die entsprechend dem Baufortschritt an die 
Auftragnehmer geleistet werden. 

(2) Die Republik Polen wird der Bundesrepublik Deutschland 
zwei Monate im voraus den geschätzten Finanzbedarf für die 
Abschlagszahlungen mitteilen und sie dabei über den Stand 
der Auszahlungen durch Übersichten unterrichten, in welchen 
die Höhe und der Zeitpunkt der Auszahlungen ausgewiesen 
werden. 

(3) Die Bundesrepublik Deutschland zahlt den Rest ihres 
Kostenanteils nach Schlußabnahme und Abrechnung. 

(4) Alle Zahlungen der Bundesrepublik Deutschland erfolgen in 
Deutscher Mark. 

(5) Bei Meinungsverschiedenheiten dürfen die unstreitigen Be-
träge nicht zurückgehalten werden. 

(6) Die Bundesrepublik Deutschland erhält Zweitstücke der 
Bauverträge, der Bestellurkunden und der festgestellten Abrech-
nungsunterlagen. 

Artikel 8 

Betretungsrecht 

(1) Die beim Bau der Grenzbrücke beauftragten Beschäftigten 
jedes Vertragsstaats wie auch alle anderen am Bau beteiligten 
Staatsangehörigen der Vertragsstaaten und der für die Republik 
Polen visafreien Mitgliedstaaten der Europäischen Union dürfen 
zur Wahrnehmung dieser Aufgabe die Grenze im Bereich der 
Baustelle für die Grenzbrücke überschreiten und sich auf dem Teil 
der Baustelle aufhalten, der im Hoheitsgebiet des anderen Ver-
tragsstaats liegt, ohne daß sie dafür einer Aufenthaltsgenehmi-
gung bedürfen. Angehörige anderer Staaten, die beim Bau der 
Grenzbrücke beschäftigt sind, dürfen die Grenze im Bereich der 
Baustelle überschreiten, wenn sie die nach dem Recht der Ver-
tragsstaaten erforderlichen Dokumente und- Erlaubnisse mit sich 
führen. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Beschäftigten und die anderen im 
gleichen Absatz genannten Personen müssen ein von beiden 
Vertragsstaaten anerkanntes Dokument mit sich führen, das zum 
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Übertritt über die Grenze zwischen der Bundesrepublik  Deutsch-
land  und der Republik Polen berechtigt. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Beschäftigten und die anderen im 
gleichen Absatz genannten beschäftigten Personen unterliegen 
den polnischen Rechtsvorschriften über die Erteilung einer Ar-
beitserlaubnis an ausländische Staatsangehörige, unabhängig 
davon, ob sie Arbeiten in dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland oder der Republik Polen ausführen. 

(4) Jeder der Vertragsstaaten wird Personen, die unter Verlet-
zung dieses Abkommens in das Hoheitsgebiet des anderen 
Staats gelangt sind, jederzeit formlos rückübernehmen. 

(5) Einzelfragen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ord-
nung im Baustellenbereich der Grenzbrücke werden von den 
örtlich zuständigen Grenzbehörden einvernehmlich geregelt. 

(6) Diese Bestimmungen gelten solange und soweit keine ge-
sonderten Vereinbarungen zwischen den Vertragsstaaten über 
das Überschreiten der Grenze getroffen werden. 

Artikel 9 

Steuerliche Bestimmungen 

(1) Auf die Lieferungen von Gegenständen und die sonstigen 
Leistungen, die im Zusammenhang mit dem Bau der Grenzbrücke 
bewirkt werden, ist das polnische Waren- und Dienstleistungs-
steuerrecht anzuwenden. Für diese Umsätze wird keine deutsche 
Umsatzsteuer erhoben. 

(2) Für Waren, die aus dem Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats 
in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats eingeführt wer-
den, werden mit Ausnahme von Zöllen keine Einfuhrabgaben 
erhoben, soweit die Waren zum Bau der Grenzbrücke verwendet 
werden. Dies gilt von Baubeginn an. Sicherheiten werden nicht 
verlangt. Satz 1 gilt nicht bei der Einfuhr von Waren für die 
öffentlichen Bauverwaltungen. 

(3) Die zum Bau der Grenzbrücke erforderlichen Waren unter-
liegen bei ihrer Einfuhr und Ausfuhr keinen Verboten und Be-
schränkungen. 

(4) Die zuständigen Steuer- und Zollbehörden beider Vertrags-
staaten verständigen sich und leisten einander jede notwendige 
Information und Unterstützung bei der Anwendung ihrer Rechts-
und Verwaltungsvorschriften im Rahmen der Bestimmungen der 
Absätze 1 bis 3. Die Vertreter dieser Behörden sind berechtigt, 
sich auf der Baustelle für die Grenzbrücke aufzuhalten und do rt 

 die Maßnahmen im Rahmen der Bestimmungen der Absätze 1 
bis 3 zu treffen, die in ihren Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften vorgesehen sind. Im übrigen bleiben die jeweiligen 
Hoheitsrechte der Vertragsstaaten unberüh rt . 

(5) Unberührt bleibt das Abkommen vom 18. Dezember 1972 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik 
Polen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie das 
dazugehörige Protokoll vom 18. Dezember 1972. 

Artikel 10 

Gemischte Kommission 

(1) Es wird eine deutsch-polnische Gemischte Kommission für 
den Bau der Grenzbrücke gebildet. Diese besteht aus den beiden 
Leitern der Delegationen und aus den von jedem Vertragsstaat zu 
den Sitzungen entsandten Mitgliedern. Die Vertragsstaaten teilen 
einander den Leiter ihrer Delegation in der Gemischten Kommis-
sion mit. Jeder Delegationsleiter kann die Kommission durch 
Ersuchen an den Leiter der anderen Delegation zu einer Sitzung 
unter seinem Vorsitz einberufen. Die Sitzung muß auf seinen 
Wunsch spätestens innerhalb eines Monats nach Zugang dieses 
Ersuchens stattfinden. 
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(2) Die Gemischte Kommission hat die Aufgabe, grundsätzliche 
Fragen zu klären, die sich hinsichtlich des Baus der Grenzbrücke 
ergeben, und den Vertragsstaaten Empfehlungen zu unterbreiten, 
insbesondere zur 

a) Gestaltung und zu den Abmessungen der Grenzbrücke, 

b) Feststellung des Umfangs der gemeinsamen Arbeiten, 

c) Prüfung des Bauwerksentwurfs und des Vergabevorschlags, 

d) Einigung über Zahlungen und Zahlungsmodalitäten, 

e) Abnahme des Bauwerks, 

f) Kostenteilung für den Bau der Grenzbrücke, 

g) Übergabe und Übernahme des Bauwerks, 

h) Auslegung oder Anwendung des Abkommens bei Streitigkei-
ten. 

(3) Jede Delegation in der Gemischten Kommission kann sich 
von den zuständigen Verwaltungen des anderen Vertragsstaats 
die Unterlagen vorlegen lassen, die sie für notwendig erachtet, um 
die Beschlüsse der Kommission vorzubereiten. 

(4) Jeder Vertragsstaat kann zu den Sitzungen der Gemischten 
Kommission Experten einladen. 

(5) Die Gemischte Kommission faßt ihre Beschlüsse in gegen-
seitigem Einvernehmen. 

Artikel 11 

Datenschutz 

Soweit aufgrund dieses Abkommens nach Maßgabe des 
Rechts des jeweiligen Vertragsstaats personenbezogene Daten 
übermittelt werden, gelten die Bestimmungen der Anlage zu die-
sem Abkommen unter Beachtung der für jeden Vertragsstaat 
geltenden Rechtsvorschriften. Die Anlage ist Bestandteil des Ab-
kommens. 

Artikel 12 

Sonstige Bauvorhaben 

(1) Zur Schaffung der erforderlichen Leistungs- und Funktions-
fähigkeit der Grenzabfertigung des Warenverkehrs (Ein-, Aus-
und Durchfuhr von Waren einschließlich der Transportmittel) ist 
der Bau von Grenzabfertigungsanlagen (Gebäude, Parkplätze, 
sonstige Einrichtungen) erforderlich. Diese sollen im Hoheitsge-
biet der Republik Polen errichtet werden. 

(2) Die Errichtung der Grenzabfertigungsanlagen und die damit 
zusammenhängenden Fragen werden von den Vertragsstaaten 
auf der Grundlage des Abkommens vom 29. Juli 1992 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen Ober 
Erleichterungen der Grenzabfertigung gesondert geregelt. 

Artikel 13 

Meinungsverschiedenheiten 

Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung oder Anwen-
dung dieses Abkommens sollen durch die zuständigen Behörden 
der Vertragsstaaten gelöst werden. Jeder Vertragsstaat kann zu 
diesem Zweck die Gemischte Kommission um Stellungnahme 
bitten. Ausnahmsweise kann der diplomatische Weg genutzt 
werden. 

Artikel 14 

Geltungsdauer und Abkommensänderungen 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Es kann nur im gegenseitigen Einvernehmen zwischen den Ver-
tragsstaaten geändert, ergänzt oder aufgehoben werden. 

(2) Ergeben sich bei der Durchführung des Abkommens erheb-
liche Schwierigkeiten oder ändern sich die bei seinem Abschluß 



Drucksache 13/2690 	Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 

bestehenden Verhältnisse wesentlich, so werden die Vertrags-
staaten auf Verlangen eines Vertragsstaats über eine Neure-
gelung verhandeln. 

Artikel 15 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikations-
urkunden werden so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats 
nach Austausch der Ratifikationsurkunden in Kra ft . 

Geschehen zu Warschau am 20. März 1995 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und polnischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 

J. Bauch 
Matthias Wissmann 

Für die Republik Polen 
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Anlage 
zum Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 

über den Zusammenschluß 
der deutschen Bundesstraße B 97 

und der polnischen Landesstraße 274 
sowie über den Bau einer Grenzbrücke 

im Raum Guben und Gubinek 

Datenschutz 

1. Die Nutzung der Daten durch den Empfänger ist nur zu dem 
angegebenen Zweck und zu den durch den übermittelnden 
Vertragsstaat vorgeschriebenen Bedingungen zulässig. 

2. Der Empfänger unterrichtet den übermittelnden Vertragsstaat 
auf Ersuchen über die Verwendung der übermittelten Daten 
und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

3. Personenbezogene Daten dürfen ausschließlich an die zu-
ständigen Stellen übermittelt werden. Die weitere Übermitt-
lung an andere Stellen darf nur mit vorheriger Zustimmung der 
übermittelnden Stelle erfolgen. 

4. Der übermittelnde Vertragsstaat ist verpflichtet, auf die Rich-
tigkeit der zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlich-
keit und Verhältnismäßigkeit in bezug auf den mit der Über-
mittlung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem 
Recht des jeweiligen Vertragsstaats geltenden Übermittlungs-
verbote zu beachten. Erweist sich, daß unrichtige oder Daten, 
die nicht übermittelt werden durften, übermittelt worden sind, 
so ist dies dem Empfänger unverzüglich mitzuteilen. Er ist 
verpflichtet, die Berichtigung oder Vernichtung vorzunehmen. 

5. Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
vorhandenen Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung 
zur Auskunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung 
ergibt, daß das öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu 
erteilen, das Interesse des Betroffenen an der Auskunftsertei-
lung überwiegt. Im übrigen richtet sich das Recht des Betrof-
fenen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten Auskunft 
zu erhalten, nach dem Recht des Vertragsstaats, in dessen 
Hoheitsgebiet die Auskunft beantragt wird. 

6. Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des 
Datenaustausches nach diesem Abkommen rechtswidrig ge-
schädigt, haftet ihm hierfür die empfangende Seite nach Maß-
gabe des für sie geltenden Rechts. Sie kann sich im Verhältnis 
zum Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht darauf berufen, 
daß der Schaden durch die übermittelnde Seite verursacht 
worden ist. 
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7. Der übermittelnde Vertragsstaat weist bei der Übermittlung auf 
die nach seinem Recht geltenden Löschungsfristen hin. Unab-
hängig von diesen Fristen sind die übermittelten personenbe-
zogenen Daten zu löschen, sobald sie für den Zweck, für den 
sie übermittelt worden sind, nicht mehr erforderlich sind. 

8. Die Vertragsstaaten sind verpflichtet, die Übermittlung und 
den Empfang von personenbezogenen Daten aktenkundig zu 
machen. 

9. Die Vertragsstaaten sind verpflichtet, die übermittelten perso-
nenbezogenen Daten wirksam gegen unbefugten Zugang, 
unbefugte Veränderung und unbefugte Bekanntgabe zu 
schützen. 



Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/2690 

Protokoll 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Republik Polen 

haben anläßlich der Unterzeichnung des Abkommens zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über den 
Zusammenschluß der deutschen Bundesstraße B 97 und der 
polnischen Landesstraße 274 sowie über den Bau einer Grenz-
brücke im Raum Guben und Gubinek Nachstehendes vereinbart, 
das Bestandteil des Abkommens ist: 

1. Um im Interesse einer baldigen Verbesserung der Verkehrs-
beziehungen eine frühestmögliche Inbetriebnahme der Grenz-
brücke sicherzustellen, wird nach Unterzeichnung des Abkom-
mens und damit noch vor seinem Inkrafttreten mit den Bauar-
beiten begonnen. 

2. Über die zum Vorstehenden zu treffenden Maßnahmen wer-
den die Regierungen der Vertragsstaaten sich jeweils recht-
zeitig verständigen; diese Verständigung wird in gutem nach-
barschaftlichem Geist und im Rahmen der gemeinsamen Ver-
kehrsplanung vor sich gehen. 

Geschehen zu Warschau am 20. März 1995 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und polnischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 

J. Bauch 
Matthias Wissmann 

Für die Republik Polen 
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Denkschrift zum Abkommen 

I. Allgemeines 
Am 20. März 1995 ist das Abkommen zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Republik Polen über den 
Zusammenschluß der deutschen Bundesstraße B 97 und 
der polnischen Landesstraße 274 sowie über den Bau 
einer Grenzbrücke im Raum Guben und Gubinek in War-
schau unterzeichnet worden. Die damit angestrebte wei-
tere Verbesserung des Straßenverkehrs zwischen den 
beiden Staaten geschieht in Obereinstimmung mit dem 
Vertrag vom 17. Juni 1991 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Polen über gute Nachbar-
schaft und freundschaftliche Zusammenarbeit. Durch den 
Bau der Grenzbrücke über die Neiße sollen die Bundes-
straße B 97 in Richtung Osten und die polnische Landes-
straße 274 in Richtung Westen im Raum Guben und 
Gubinek zusammengeschlossen werden. Die Bauarbeiten 
für die Grenzbrücke sollen 1998 abgeschlossen werden. 

II. Besonderes 
1. Zum Abkommen 
Artikel 1 regelt den Gegenstand des Abkommens: Bau 
einer Grenzbrücke über die Neiße im Zuge der Bundes-
straße B 97. 
Artikel 2 weist die Ausführung der für den Bau der Grenz-
brücke notwendigen Arbeiten der Republik Polen zu. 
Artikel 3 verpflichtet die Vertragsstaaten zum rechtzeitigen 
Grunderwerb auf ihrem Hoheitsgebiet. 
Artikel 4 sieht die Abnahme der Grenzbrücke durch die 
zuständigen Verwaltungen der Vertragsstaaten vor; es gilt 
das bei öffentlichen Bauaufträgen angewendete polnische 
Recht. 
Artikel 5 bestimmt, daß für die Erhaltung der Grenzbrücke 
eine gesonderte Regelung getroffen wird; nach Nummer 2 
Buchstabe e der Anlage zum Abkommen vom 20. März 
1995 über die Erhaltung der Grenzbrücken im Zuge der 
deutschen Bundesfernstraßen und der polnischen Lan-
desstraßen an der deutsch-polnischen Grenze obliegt die 
Erhaltung dieser Grenzbrücke der Republik Polen auf dem 
Hoheitsgebiet beider Vertragsstaaten. 
Artikel 6 teilt die Kosten für den Bau der Grenzbrücke nach 
dem Territorialprinzip: Jeder Vertragsstaat trägt die Ko-
sten, soweit das Bauwerk auf seinem Hoheitsgebiet liegt. 
Bei der Aufteilung der Kosten bleibt die polnische Waren-
und Dienstleistungssteuer unberücksichtigt; diese wird 
allein von der Republik Polen getragen. 
Artikel 7 legt die Erstattung des von der Bundesrepublik 
Deutschland zu tragenden Anteils der Zahlungen fest, die 
die Republik Polen an die Auftragnehmer leistet, und regelt 
das Verfahren. 

Artikel 8 bestimmt, unter welchen Voraussetzungen die 
beim Bau der Grenzbrücke Beschäftigten der Vertrags-
staaten oder die sonst beteiligten Staatsangehörigen der 
Vertragsstaaten sowie der für Polen visafreien Mitglied-
staaten der Europäischen Union die Grenze überschreiten 
und sich auf der Baustelle aufhalten dürfen. 

Artikel 9 beruht auf der Erwägung und der praktischen 
Erfahrung, daß es am einfachsten und zweckmäßigsten 
ist, wenn das Besteuerungsrecht eines Vertragsstaats, 
möglichst des planenden und bauausführenden Vertrags-
staats, im gesamten Baustellenbereich auf dem Hoheits-
gebiet beider Vertragsstaaten zur Anwendung kommt. 
Durch Artikel 9 wird ferner gewährleistet, daß zum Zwecke 
der Errichtung des Bauwerks ein weitgehend ungehinder-
ter Warenverkehr stattfindet. 

Artikel 10 sieht die Bildung einer deutsch-polnischen Ge-
mischten Kommission vor, die beim Bau der Grenzbrücke 
anfallende bautechnische Fragen einvernehmlich klären 
und bestimmte nach dem Abkommen notwendige Maß-
nahmen und Entscheidungen vorbereiten soll. 

Artikel 11 stellt sicher, daß der Datenschutz unter Beach-
tung der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechtsvor-
schriften gewährleistet wird, sofern aufgrund dieses Ab-
kommens nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts per-
sonenbezogene Daten übermittelt werden. 

Artikel 12 sieht vor, daß über den Bau von Grenzabferti-
gungsanlagen auf der Grundlage des Abkommens vom 
29. Juli 1992 über Erleichterungen der Grenzabfertigung 
eine gesonderte Vereinbarung geschlossen wird. 

Artikel 13 regelt das Verfahren bei Meinungsverschieden-
heiten. 
Artikel 14 regelt die Geltungsdauer und legt fest, wann 
eine Änderung des Abkommens in Betracht kommen 
kann. 
Artikel 15 legt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Abkom-
mens nach Austausch der Ratifikationsurkunden fest. 

2. Zur Anlage 

Die Anlage enthält detaillie rte Regelungen zu dem nach 
Artikel 11 zu gewährleistenden Datenschutz. 

3. Zum Protokoll 
Nummer 1 sieht vor, daß mit den Bauarbeiten bereits nach 
Unterzeichnung des Abkommens begonnen werden soll. 
Nummer 2 enthält die Versicherung gegenseitiger Ver-
ständigung über die in gutem nachbarschaftlichen Geist zu 
treffenden Maßnahmen. 


